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Sehr geehrter Herr Minister,
in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 4. Oktober 2013 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) eine von dem Wallonischen Abgeordneten Edmund Stoffels eingereichte Klage untersucht, die auf der Tatsache beruht, dass im Rahmen eines von Herrn Henri Becker bei der Verwaltung der Wallonischen Region eingereichten Antrags auf Unterstützung für die Installation einer Photovoltaikanlage mit einer Höchstkapazität unter 10 MWh/Jahr lediglich in Französisch verfasste Formulare verfügbar waren. Da Herr Becker keine Formulare in deutscher Sprache benutzen konnte, sind bestimmte Fristen nicht eingehalten worden und konnte die Hilfe und Unterstützung nicht gewährt werden. Der Kläger ist der Ansicht, dass die Wallonische Regierung und die von ihr abhängenden Behörden, wie die Wallonische Kommission für Energie, alle Formulare gleichzeitig in französischer und in deutscher Sprache zur Verfügung stellen müssen, um zu verhindern, dass die deutsche Übersetzung der Formulare wie im vorliegenden Fall erst Monate später verfügbar ist. Er weist auch darauf hin, dass Herr Becker in Baelen wohnt, einer Gemeinde die laut Herrn Stoffels eine französischsprachige Gemeinde mit Spracherleichterungen für die Deutschsprachigen ist.
Auf die schriftlichen Anfragen der SKSK vom 20. Dezember 2012 und vom 12. April 2013 nach dem Standpunkt der Wallonischen Regierung in dieser Klage hat es bisher keine Antwort zur Sache gegeben. Der Minister-Präsident hat lediglich mitgeteilt, dass die Sache dem Minister für Energie übermittelt wurde.
Da die betreffende Behörde auf die Klage nicht reagiert oder den Klagegrund nicht widerlegt hat, geht die SKSK davon aus, dass der dargestellte Sachverhalt der Wirklichkeit entspricht.
*

*
*

Aufgrund von Artikel 36 des Ordentlichen Gesetzes vom 9. August 1980 zur Reform der Institutionen bedienen sich die Dienststellen der Wallonischen Regierung des Französischen als Verwaltungssprache. Was die Gemeinden mit besonderer Sprachenregelung in ihrem Amtsbereich - das heißt die Gemeinden des deutschen Sprachgebiets - betrifft, unterliegen die betreffenden Dienststellen der Sprachenregelung, die für die lokalen Dienststellen durch die koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten vorgeschrieben sind für die Bekanntmachungen, Mitteilungen und Formulare, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, für die Beziehungen mit Privatpersonen und für die Erstellung von Akten, Bescheinigungen, Erklärungen und Genehmigungen.
Das bedeutet, dass die Dienststellen der Wallonischen Regierung den Bewohnern des deutschen Sprachgebiets gleichzeitig Formulare in französischer und Formulare in deutscher Sprache zur Verfügung stellen müssen.

In vorliegendem Fall wohnt die betreffende Privatperson jedoch nicht im deutschen Sprachgebiet, sondern in der Gemeinde Baelen, die zum französischen Sprachgebiet gehört. Gemäß Artikel 16 der durch den Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGSV) kann der König unter anderem in der Gemeinde Baelen nach Anhörung der Gemeinderäte und unter Berücksichtigung der von der Bevölkerung gesprochenen Sprache und der verwaltungsmäßigen Notwendigkeiten eine Abweichung von den Artikeln 11 bis 15, die den Sprachengebrauch in den lokalen Dienststellen regeln, gewähren. Die vom König gefassten Erlasse müssen spätestens ein Jahr nach ihrer Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt durch Gesetz bestätigt werden. Der König hat jedoch nie von dieser Abweichungsmöglichkeit Gebrauch gemacht, so dass die Gemeinde Baelen zum einheitlichen französischen Sprachgebiet ohne Sonderregelung für die Deutschsprachigen gehört. Eine in dieser Gemeinde wohnende Privatperson hat also kein Anrecht auf Formulare in deutscher Sprache. Daher ist die Klage unbegründet.
Eine Abschrift des vorliegenden Gutachtens ergeht an den Kläger und an den Minister‑Präsidenten der Wallonischen Regierung.
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